
vorzuschreiben, und mit der die betreffende Abgabe für eine bestimmte 
Technologie beträchtlich heraufgesetzt wird, während sie für eine andere 
Technologie unverändert bleibt. 

( 1 ) ABl. C 134 vom 22.5.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 17. März 
2011 (Vorabentscheidungsersuchen des Supremo Tribunal 
Administrativo — Portugal) — Strong Segurança SA/ 
Município de Sintra, Securitas-Serviços e Tecnologia de 

Segurança 

(Rechtssache C-95/10) ( 1 ) 

(Öffentliche Dienstleistungsaufträge — Richtlinie 
2004/18/EG — Art. 47 Abs. 2 — Unmittelbare Wirkung 
— Anwendbarkeit auf in Anhang II Teil B der Richtlinie 

aufgeführte Dienstleistungen) 

(2011/C 139/17) 

Verfahrenssprache: Portugiesisch 

Vorlegendes Gericht 

Supremo Tribunal Administrativo 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Strong Segurança SA 

Beklagte: Município de Sintra, Securitas-Serviços e Tecnologia de 
Segurança 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Supremo Tribunal Administra­
tivo — Auslegung der Art. 21, 23, 35 Abs. 4 und 47 Abs. 2 
sowie des Anhangs II Teil B der Richtlinie 2004/18/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. März 2004 
über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher 
Bauaufträge, Lieferaufträge und Dienstleistungsaufträge (ABl. 
L 134, S. 114) — Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähig­
keit der Bieter — Für einen Wirtschaftsteilnehmer bestehende 
Möglichkeit, sich auf die Leistungsfähigkeit anderer Unterneh­
men zu stützen — Unmittelbare Wirkung einer nicht fristgemäß 
umgesetzten Richtlinie 

Tenor 

Die Richtlinie 2004/18/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 31. März 2004 über die Koordinierung der Verfahren 
zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge, Lieferaufträge und Dienstleis­
tungsaufträge verpflichtet die Mitgliedstaaten nicht, Art. 47 Abs. 2 
dieser Richtlinie auch auf Aufträge über Dienstleistungen gemäß An­
hang II Teil B dieser Richtlinie anzuwenden. Diese Richtlinie hindert 
die Mitgliedstaaten und unter Umständen die öffentlichen Auftrag­
geber jedoch nicht daran, in ihren Rechtsvorschriften bzw. in den 
Auftragsunterlagen eine solche Anwendung vorzusehen. 

( 1 ) ABl. C 113 vom 1.5.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Achte Kammer) vom 17. März 
2011 (Vorabentscheidungsersuchen des Symvoulio tis 
Epikrateias — Griechenland) — Naftiliaki Etaireia Thasou 
AE (C-128/10), Amaltheia I Naftiki Etaireia (C-129/10)/ 

Ypourgos Emporikis Naftilías 

(Verbundene Rechtssachen C-128/10 und C-129/10) ( 1 ) 

(Vorabentscheidungsersuchen — Freier Dienstleistungsverkehr 
— Seekabotage — Verordnung (EWG) Nr. 3577/92 — Art. 1 
und 4 — Vorherige behördliche Genehmigung der Kabota­
gedienste — Überwachung der Sicherheitsbedingungen der 
Schiffe — Aufrechterhaltung der Ordnung in den Häfen — 
Gemeinwohlverpflichtungen — Fehlen genauer und im Voraus 

bekannter Kriterien) 

(2011/C 139/18) 

Verfahrenssprache: Griechisch 

Vorlegendes Gericht 

Symvoulio tis Epikrateias 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Naftiliaki Etaireia Thasou AE (C-128/10), Amaltheia I 
Naftiki Etaireia (C-129/10) 

Beklagter: Ypourgos Emporikis Naftilías 

Streithelferin: Koinopraxia Epibatikon Ochimatagogon Ploion Ka­
valas — Thasou (C-128/10) 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Symvoulio tis Epikrateias — 
Auslegung der Art. 1, 2 und 4 der Verordnung (EWG) 
Nr. 3577/92 des Rates vom 7. Dezember 1992 zur Anwendung 
des Grundsatzes des freien Dienstleistungsverkehrs auf den See­
verkehr in den Mitgliedstaaten (Seekabotage) (ABl. L 364, S. 7) 
— Nationale Regelung, die eine vorherige Genehmigung der 
Verwaltung für Seeverkehrsdienstleistungen vorsieht — Rege­
lung, die die Kontrolle ermöglicht, ob die Verbindungen so 
durchgeführt werden können, dass die Schiffssicherheit und 
die Hafenordnung gewahrt sind — Fehlen genauer und im Vo­
raus bekannter Kriterien 

Tenor 

Art. 1 in Verbindung mit Art. 4 der Verordnung (EWG) Nr. 
3577/92 des Rates vom 7. Dezember 1992 zur Anwendung des 
Grundsatzes des freien Dienstleistungsverkehrs auf den Seeverkehr in 
den Mitgliedstaaten (Seekabotage) ist dahin auszulegen, dass er einer 
nationalen Regelung nicht entgegensteht, mit der ein System der vor­
herigen Genehmigung für Seekabotagedienste eingeführt wird, das den 
Erlass von Verwaltungsentscheidungen zur Einhaltung bestimmter 
Fahrplanzeiten aus Gründen vorsieht, die mit der Sicherheit der Schiffe 
und der Ordnung in den Häfen sowie mit Gemeinwohlverpflichtungen 
zusammenhängen, vorausgesetzt, dass ein solches System — insbeson­
dere für den Fall, dass mehrere Reeder zum selben Zeitpunkt in 
denselben Hafen einlaufen möchten — auf objektiven, nicht diskrimi­
nierenden und im Voraus bekannten Kriterien beruht. Bei Verwal­
tungsentscheidungen, durch die Gemeinwohlverpflichtungen auferlegt
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